
Scheinbare St�rke
Warum manche Große Koalition auch schwach sein kann

Von Alexander Petring

Große Koalitionen sind ein seltenes Ph�nomen. In pr�sidentiellen Systemen
wie den USA sind sie gar nicht vorgesehen. In parlamentarischen Demo-
kratien mit Zweiparteiensystemen wie Großbritannien stellen sie die absolute
Ausnahme dar; dort regierte zuletzt im Zweiten Weltkrieg eine „Koalition der
nationalen Einheit“. Nur in einigen wenigen L�ndern waren sie in der zweiten
H�lfte des 20. Jahrhunderts der Normalfall: in der Schweiz und in �sterreich.
In Deutschland sind Große Koalitionen auf Bundesebene ebenfalls die Aus-
nahme. Vor 2005 gab es sie nur einmal, von 1966 bis 1969. Nach den Er-
fahrungen mit der ersten Großen Koalition verbinden die Menschen mit
einem solchen B�ndnis sowohl große Erwartungen als auch große Bef�rch-
tungen: Sie erhoffen sich einerseits außergew�hnliche Handlungsf�higkeit,
bef�rchten jedoch andererseits das Erstarken von Parteien und Bewegungen
an den R�ndern des ideologischen Spektrums.

Die Erwartungen der W�hler an die Handlungsf�higkeit der gegenw�rtigen
Großen Koalition wurden bisher weitgehend entt�uscht, zumindest zeigten
dies die Umfragen bis zum Eintritt der Finanzkrise. Die Große Koalition hat
nach Ansicht der W�hler also keine großen Leistungen vollbracht, manch ein
Beobachter schrieb ihr eher „große Fehler“ zu, wie Heribert Prantl am
22. November 2008 in der „S�ddeutschen Zeitung“ feststellte. Weitaus h�u-
figer wurde und wird der schwarz-roten Koalition allerdings vorgeworfen,
unt�tig zu sein – ein Vorwurf, den man der historischen Vorg�ngerin, der
ebenfalls CDU-gef�hrten Großen Koalition unter Kurt Georg Kiesinger, nicht
gemacht hat. Stillstand geh�rte nicht zu ihren angeblichen Verfehlungen.
Denn obwohl die „vergessene Regierung“, wie der Titel eines Buchs �ber die
erste Große Koalition lautet, nicht von einem charismatischen Kanzler ange-
f�hrt wurde, pr�gten die Entscheidungen dieser Koalition die n�chsten Jahr-
zehnte der deutschen (Innen-)Politik wie nur wenige andere.

Wirtschaftspolitisch wurde der Schwenk zum Keynesianismus vollzogen, die
„Konzertierte Aktion“ ins Leben gerufen, durch die Vertreter der Politik, der
Gewerkschaften und der Arbeitgeber zusammenkamen, um gemeinsam Maß-
nahmen gegen die damalige Wirtschaftskrise zu entwickeln. Eine Haushalts-
reform wurde umgesetzt, ein Ausgleich zwischen der Rentenversicherung f�r
Arbeiter und Angestellte vorgenommen, Arbeitslosengeld und -hilfe um je-
weils �ber 7 Prozentpunkte erh�ht. Die Notstandsgesetzgebung f�hrte zu
massiven Protesten, die den H�hepunkt der 68er Bewegung bilden sollten.
Auch die Finanzreform, die f�r einen st�rkeren finanziellen Ausgleich zwi-
schen den Bundesl�ndern sorgen sollte, hatte nachhaltige Folgen: 1985
brachte Fritz W. Scharpf mit der „Politikverflechtungsfalle“ die erkennbaren
Folgen dieses Verbundf�deralismus auf den Begriff. Die gegenw�rtige Regie-
rung versucht mit großer M�he, diese Verflechtung zu entwirren. Und um ein
Haar h�tte die erste Große Koalition sogar eine Wahlrechtsreform be-
schlossen, die in Deutschland das Mehrheitswahlrecht nach britischem Vor-
bild verankert h�tte.

Diese Beispiele machen deutlich, dass die damalige Große Koalition eine Viel-
zahl von Reformen durchgesetzt hat, von denen sie �berzeugt war. Welche
Reformvorhaben hat dagegen die Große Koalition unter Angela Merkel ver-
wirklicht? Eine Gesundheitsreform, die diesen Namen nicht verdient, weil sie
erkennbar eine �bergangsl�sung darstellt; den Versuch der Haushalts-
konsolidierung mit einer Mehrwertsteuererh�hung, ohne eine umfassende
Steuerreform anzupacken.

Warum f�llt die Bilanz beider Großen Koalitionen so unterschiedlich aus?
Einer Antwort k�nnte man sich �ber eine Begriffsdefinition ann�hern. Was ei-
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Summary

A weak Grand Coalition

Grand Coalitions are supposedly
better able to overcome a gridlock
and to take far-reaching decisions
than coalitions of politically similar
parties with a slim majority. But
this is not necessarily the case. The
current Grand Coalition is doing
poorly in comparison to the Grand
Coalition of the years 1966 to
1969. A closer and comparative
look reveals that the lack of serious
ideological differences in coalitions
– like the current German one –
often results in avoiding difficult
and unpopular political decisions.
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gentlich ist eine Große Koalition? Interessanterweise fehlt in der Politikwis-
senschaft eine allgemeing�ltige Definition. Doch drei prominente Theo-
rieschulen zur Koalitionsbildung geben Hinweise: Die erste Schule der Koali-
tionstheorie erwartet minimum winning coalitions. Das sind Koalitionen, die
zusammen die geringstm�gliche Parlamentsmehrheit erreichen, im Extremfall
also nur 51 Prozent der Abgeordneten umfassen. �mter und Einfluss (die
„Beute“) k�nnen so auf m�glichst wenige Abgeordnete verteilt werden, und
der einzelne Abgeordnete maximiert dadurch seinen Anteil. Demgegen�ber
erwartet eine andere Theorieschule mit minimal winning coalitions solche
Koalitionen, die aus der kleinstm�glichen Anzahl von Parteien gebildet wer-
den. Dahinter steckt die Annahme, dass jede weitere Regierungspartei die
Verhandlungen komplizierter macht und Kompromisse erschwert. Deswegen
sollte das Kalk�l der Parteif�hrer sein, eine solche Koalition zustande zu brin-
gen, die zu einer Regierung mit m�glichst wenigen weiteren Verhandlungs-
partnern f�hrt. Das Gegenst�ck hierzu sind Koalitionen, die beispielsweise
aus drei Parteien bestehen, obwohl bereits zwei f�r eine Parlamentsmehrheit
ausreichend w�ren. Eine dritte Theorie behauptet, dass sich vor allem Koa-
litionen von jenen Parteien bilden, die die geringsten programmatischen Un-
terschiede aufweisen. Auch hier wird vermutet, dass eine große ideologische
Bandbreite die Formulierung gemeinsamer Maßnahmen erschwert.

Wenn man also Große Koalitionen als Abweichungen vom theoretischen Nor-
malfall versteht, ergibt sich folgende Definition: Große Koalitionen k�nnen
Koalitionen mit mehr Abgeordneten als notwendig sein, mehr Parteien als er-
forderlich umfassen und aus Parteien bestehen, die ideologisch weiter von-
einander entfernt sind, als dies mehrheitsarithmetisch geboten w�re.

Welchem dieser drei Kriterien entsprach die Koalition von 1966 bis 1969? Im
Jahr 1966 gab es rechnerische Mehrheiten f�r alle Konstellationen: Neben
einem schwarz-gelben h�tte auch ein rot-gelbes B�ndnis eine Mehrheit von
zwei Abgeordneten besessen. Die Große Koalition umfasste hingegen �ber 90
Prozent der Abgeordneten; von den 496 Parlamentariern waren gerade ein-
mal 49 nicht in der Regierungskoalition. Die gegenw�rtige Mehrheit der
schwarz-roten Koalition nimmt sich dagegen mit nur knapp 73 Prozent fast
bescheiden aus – und: Die jetzige Koalition ist eine minimal winning coali-
tion. Jede andere Mehrheitskoalition h�tte mindestens drei Parteien umfassen
m�ssen. 1966 hingegen bestand jede Alternative aus zwei Parteien, wenn man
von einer Allparteienkoalition absieht.

Wie war es damals um die ideologische Distanz bestellt? Innen- und außenpo-
litisch bildeten CDU und SPD die Extrempositionen im Parlament ab. Zwar
war nach der Verabschiedung des Godesberger Programms im Jahr 1959 die
SPD sukzessive in die Mitte ger�ckt. Markante Unterschiede waren gleich-
wohl zu erkennen – bis hin zum heutzutage schwer vorstellbaren Aufeinan-
dertreffen ehemaliger NSDAP-Mitglieder (Kanzler Kiesinger und Verteidi-
gungsminister Schr�der, beide CDU) mit einem ehemaligen KPD-Politiker
(Herbert Wehner, SPD) am Kabinettstisch der Großen Koalition. Und der
stellvertretende Leiter des Presse- und Informationsamtes Conrad Ahlers war
nur vier Jahre zuvor auf Veranlassung des neuen Finanzministers Franz Josef
Strauß wegen angeblichen Landesverrats verhaftet worden („SPIEGEL-Af-
f�re“). Ideologische und pers�nliche Differenzen gab es damals also zuhauf.

Eine Koalition mit Guido Westerwelle und Sahra Wagenknecht im Kabinett
h�tte heutzutage vielleicht �hnliches Konfliktpotenzial zu bieten, zwischen
dem F�hrungspersonal von CDU und SPD sucht man solche Differenzen hin-
gegen vergeblich. Die beiden anderen im Herbst 2005 mehr oder weniger
ernsthaft diskutierten Koalitionen – Schwarz-Gelb-Gr�n („Jamaika“) und
Rot-Gelb-Gr�n („Ampel“) – h�tten ebenfalls zu gr�ßeren ideologischen Dif-
ferenzen in der Regierung gef�hrt, als es bei der gegenw�rtigen Koalition der
Fall ist. Die jetzige Koalition ist also die kleinstm�gliche, und zwar im Hin-
blick sowohl auf die Anzahl der Koalitionsparteien als auch auf die ideo-
logische Distanz zwischen diesen Parteien. Damit erf�llt sie nur bez�glich der
Anzahl der Regierungsabgeordneten das Kriterium einer Großen Koalition.
Sie ist also mitnichten eindeutig eine Große Koalition.
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Kurz gefasst

Großen Koalitionen wird nachge-
sagt, dass sie besonders hand-
lungsf�hig seien. Im Vergleich mit
der Großen Koalition von 1966 bis
1969 schneidet die gegenw�rtige
Koalition jedoch schlecht ab. Der
Grund hierf�r liegt darin, dass die
aktuelle Regierung bei genauer
Betrachtung nur wenige Merkmale
einer Großen Koalition besitzt. Vor
allem mangelt es ihr an ideo-
logischen Differenzen – ein
Umstand, der h�ufiger zu
Vermeidungsverhalten f�hrt
(shame avoidance).



Und genau in den beiden fehlenden Eigenschaften zu einer Großen Koalition
liegen auch die Gr�nde f�r das Ausbleiben von richtungsweisenden Ent-
scheidungen oder weitreichenden Reformen. Es zeigt sich n�mlich im interna-
tionalen Vergleich, dass es gerade nicht Einparteienregierungen oder ideo-
logisch homogene Zweiparteienregierungen sind, die unpopul�re Ent-
scheidungen treffen. Die Sozialpolitik ist hierf�r ein fruchtbares
Untersuchungsfeld; neben der Steuerpolitik ist es wohl nirgends so einfach,
sich den Unmut der W�hler zuzuziehen, wie durch Rentenk�rzungen oder Re-
duzierung des Arbeitslosengeldes. Aus diesem Grund finden sozialpolitische
K�rzungen h�ufig versteckt statt, beispielsweise durch Nichtanpassung von
Sozialleistungen an Preis- und Lohnsteigerungen oder durch Reformen, die
ihre Wirkung erst mit einigen Jahren Verz�gerung zeitigen. Die Politikwissen-
schaft hat ein solches Verhalten von Regierungsparteien als blame avoidance
bezeichnet. Die politisch Verantwortlichen versuchen also, Zust�ndigkeiten
zu verschleiern oder den Inhalt der Maßnahmen zu verstecken.

Interessanterweise ergibt eine Untersuchung der Regierungst�tigkeit in der
Sozialpolitik von 1980 bis 2002 in 18 westlichen Demokratien, dass es vor al-
lem Einparteienregierungen und ideologisch benachbarte Zweiparteienregie-
rungen sind, bei denen ein blame avoidance-Verhalten zu erkennen ist. Ein
prominentes Beispiel hierf�r ist die Thatcher-Regierung (1979–1990) in
Großbritannien: Selbst die „Eiserne Lady“ hat keine strukturelle Rentenre-
form durchgesetzt. Stattdessen wurde durch kleine Steuerreformen und aus-
bleibende Rentenanpassungen die gesetzliche Rente immer weiter gek�rzt,
und die Anreize zur privaten Altersvorsorge wurden schrittweise erh�ht.
Umso erstaunlicher waren die Hartz-Reformen der Schr�der-Regierung; die
Konsequenzen bei den darauffolgenden Wahlen und die innerparteilichen
Schwierigkeiten f�r die SPD �berraschen jedoch nicht.

F�r Koalitionen von Parteien, die ideologisch große Differenzen haben, gibt
es insbesondere bei unpopul�ren Maßnahmen jedoch eine Alternative: Sie
k�nnen �ffentliche Vorw�rfe dadurch entkr�ften, dass sie den W�hlern den
Eindruck eines umfassenden Konsenses vermitteln. Man glaubt eher an die
Richtigkeit einer Entscheidung, wenn Parteien aus unterschiedlichen Lagern
die Notwendigkeit einer unliebsamen Maßnahme beteuern, als wenn die Un-
terst�tzung hierf�r nur aus einem politischen Lager kommt. Blame sharing
statt blame avoidance, so l�sst sich dieses Ph�nomen beschreiben. Er-
forderlich daf�r ist freilich die Bereitschaft zum Kompromiss, wie Altkanzler
Helmut Schmidt immer wieder betont hat: „Wer den Kompromiss prinzipiell
nicht kann oder nicht will, der ist zur demokratischen Gesetzgebung nicht zu
gebrauchen. Allerdings ist mit dem Kompromiss oft ein Verlust an Stringenz
und Konsequenz des politischen Handelns verkn�pft. Solchen Verlust muss
der demokratische Abgeordnete willig in Kauf nehmen. Das geh�rt ins
Stammbuch der deutschen Idealisten geschrieben.“

Die F�higkeit zum Kompromiss kann man den Politikern der gegenw�rtigen
Großen Koalition nicht absprechen. Der Wille hingegen ist nur noch schwach
ausgepr�gt. Und dieser Umstand ist wiederum der ideologischen N�he der
beiden Regierungsparteien zueinander geschuldet. Angesichts der zahlreichen
Wahlen in diesem Jahr m�ssen CDU/CSU und SPD darauf bedacht sein, ihr je-
weiliges Profil zu sch�rfen, um Abwanderungen zu den Gr�nen, der FDP und
der Linkspartei zu verhindern. 1969 bestand die parlamentarische Alternative
hingegen einzig in einer sozialliberalen FDP, die bei dem Versuch, sich noch
zwischen den beiden Volksparteien zu positionieren, einen Stimmenverlust
von 3,7 Prozent hinnehmen musste.

So paradox es also zun�chst klingen mag: Etwas gr�ßere ideologische Diffe-
renzen k�nnen sich positiv auf die Handlungsf�higkeit von Regierungen aus-
wirken. Zugest�ndnisse in unterschiedlichen Politikfeldern f�hren dazu, dass
sowohl unpopul�re Reformen beschlossen werden k�nnen als auch einzelne,
f�r das Profil der verschiedenen Regierungsparteien wichtige Inhalte verwirk-
licht werden. Bei einer CDU-SPD-Koalition schwingt dagegen bei jeder Ent-
scheidung der Verdacht mit, dass die beiden Parteien ohnehin in den meisten
Fragen nicht mehr voneinander zu unterscheiden seien.
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Sollte nach der Bundestagswahl im September das parlamentarische Kr�fte-
verh�ltnis �hnlich aussehen wie vor vier Jahren, w�re den Politikern also
mehr Mut zu Kompromissen bei der Koalitionsbildung zu w�nschen. Eine
Große Koalition aus drei Parteien („Ampel“ oder „Jamaika“) h�tte wohl hin-
reichend Gelegenheiten, um die Last weitreichender Entscheidungen auf ihre
unterschiedlichen ideologischen Schultern zu verteilen.
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Neuerscheinungen

Aus der WZB-Forschung

Kai Brauer, Gabriele Korge (Hg.)

Perspektive 50plus?
Theorie und Evaluation der Arbeitsmarktintegration
�lterer Alter(n) und Gesellschaft, Bd. 18

Wiesbaden: VS Verlag f�r Sozialwissenschaften 2009

ISBN 978-3-531-16355-0

335 Seiten, E 49,90

Trotz j�ngster Erfolge bei der Arbeitsmarktintegration
�lterer Arbeitsuchender sind die Erwerbschancen die-
ser Gruppe in Deutschland immer noch gering, insbe-
sondere der Wiedereinstieg nach Unterbrechung der
Erwerbsphase ab dem 50. Lebensjahr. Vor diesem Hin-
tergrund hat das Bundesarbeitsministerium das „Pro-
gramm Perspektive 50plus“ aufgelegt, um auf lokaler
Ebene unterschiedliche Wege der Reintegration �l-
terer zu erproben und ihre Marktchancen nachhaltig
zu verbessern. An der Umsetzung des Programms soll-
ten neben den hauptverantwortlichen Arbeits-
gemeinschaften (ARGEn) und kommunalen Tr�gern
auch Unternehmen, Kammern und Verb�nde, kom-
munale Einrichtungen und Bildungstr�ger, Politik, Ge-

werkschaften, Kirchen und Sozialverb�nde mitwirken
und gemeinsam „Besch�ftigungspakte“ bilden. Die fi-
nanzierten Projekte waren an Begleitforschungen ge-
bunden, aus denen in diesem Band wesentliche Er-
kenntnisse vorgestellt werden. In quantitativen und
qualitativen Studien werden Instrumente der Arbeits-
f�rderung, regionale Netzwerke und Organisations-
strukturen evaluiert. Eingebettet werden die aktuellen
Ergebnisse praktischer Vermittlungst�tigkeit in neuere
Befunde aus der Psychologie zur Motivation �lterer
Besch�ftigter, aus der Soziologie zu Auswahl-
prozessen bei Einstellungen und zur Stellung �lterer
Erwerbst�tiger im Betrieb sowie aus der Neurophysio-
logie zur Lernf�higkeit �lterer.

Eckart Hildebrandt, Philip Wotschack, Almut Kirsch-
baum (unter Mitarbeit von Svenja Pfahl und Franziska
Scheier)

Zeit auf der hohen Kante
Langzeitkonten in der betrieblichen Praxis und Le-
bensgestaltung von Besch�ftigten
Forschung aus der Hans-B�ckler-Stiftung, Bd. 98

Berlin: edition sigma 2009

ISBN 978-3-8360-8698-1

257 Seiten, E 19,90

Auf Langzeitkonten k�nnen �berstunden oder be-
stimmte Entgeltbestandteile in Form von Zeitguthaben
verbucht und dann zu einem sp�teren Zeitpunkt ent-
nommen werden. Zeit sparen und in einer sp�teren
Phase des Erwerbslebens nutzen – so lautet die
Grundidee. F�r die Unternehmen stellen Langzeit-
konten ein Flexibilisierungsinstrument dar; f�r die Be-
sch�ftigten er�ffnen sie Chancen auf eine bessere Ver-
teilung von beruflichen und außerberuflichen Anforde-
rungen im Lebensverlauf. Allerdings ist die Palette der
Umsetzungsformen in den Unternehmen und der Nut-
zungspraktiken auf Seiten der Besch�ftigten außeror-

dentlich breit. Die Ziele einer flexiblen Personalpolitik,
die W�nsche der Arbeitnehmer, die juristischen Rah-
menbedingungen und die Mitbestimmungsrechte der
Interessenvertretungen – all dies bildet eine kom-
plexe, manchmal auch konfliktgeladene Gemenge-
lage, die es analytisch zu entschl�sseln gilt. Der Band
stellt sich dieser Aufgabe. Anhand von repr�sen-
tativen Unternehmensdaten, ausf�hrlichen Betriebs-
fallstudien sowie quantitativen und qualitativen Be-
sch�ftigtenbefragungen werden Nutzungspraxis und
Nutzungsbarrieren von Langzeitkonten umfassend
dargestellt und bewertet.


